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Neue	 Akteurskonstellationen	
in	 der	 Wohlfahrtsproduktion	
unter	 Bedingungen	 einer	 sich	
wandelnden	 Sozialstaatskon-
zeption:	 Wohlfahrtspluralis-
mus	und	soziale	Dienstleister	–	
Eine	Forschungslücke?	

Dr.	Samuel	Greef	

Der	 Sozialstaat	 soll	 Schutz	 vor	 den	wesentli-
chen	Risiken	des	Lebens	(Krankheit,	Alter,	Ar-
beitslosigkeit)	bieten	und	damit	die	materielle	
sowie	 soziale	 Verelendung	 verhindern.	 Als	
elementarer	 Bestandteil	 der	 Sozialen	Markt-
wirtschaft	 kompensiert	 Sozialpolitik	 die	 Risi-
ken	des	Marktes.	Dabei	hat	sie	auch	eine	Ver-
teilungsfunktion,	 um	 Ungleichheit	 und	 Be-
nachteiligung	 zu	 vermindern	 und	 Chancen-
gleichheit,	 materielle	 Teilhabe	 sowie	 soziale	
Integration	zu	ermöglichen.	Letztlich	soll	Sozi-
alpolitik	damit	auch	eine	gesellschaftlich,	poli-
tisch	 und	 wirtschaftlich	 stabilisierende	 Wir-
kung	entfalten.		

Die	 konkrete	 Konstellation	 der	 natio-
nalen	 wohlfahrtsstaatlichen	 Arrangements	
und	 die	 Sozialstaatskonzeption	 resultieren	
aus	 historischen	 Entwicklungspfaden,	 kultu-
rellen	 Werten	 und	 Leitbildern,	 politischen	
Machtverhältnissen	 und	 ökonomischen	 Ent-
wicklungen	(vgl.	Bogedan	2011:	659;	Schmidt/	
Ostheim	2007:	115f.).	Veränderte	Umweltbe-
dingungen	 stellen	 insofern	 die	 Anpassungs-	
und	 Reformfähigkeit	 der	 sozialstaatlichen	
Ausgestaltung	auf	die	Probe.	„Das	sozialstaat-
liche	System	ist	keine	Raumkapsel,	die	unab-
hängig	von	Veränderungen	der	Realität	funk-
tioniert“	(Döring	2012).	

																																																								
1	Gleichwohl	 verweist	 etwa	Obinger	 (2013)	 auf	 die	 Fi-
nanz-	und	Weltwirtschaftskrise	und	die	seitdem	anhal-
tende	Austeritätspolitik.	In	dem	Maße,	in	dem	mit	dieser	
Entwicklung	„der	New	Politics	oft	he	Welfare	State	ge-
wissermaßen	die	Geschäftsgrundlage	abhanden	gekom-
men“	ist,	sieht	er	die	Gefahr	eines	zunehmenden	sozial-
staatlichen	Ab-	 und	Rückbaus	 (ebd.:	 456).	 Zwei	 seiner	

Dass	 sich	 der	 Sozialstaat	 und	 wohl-
fahrtsstaatliche	 Arrangements	 wandeln,	 ist	
keine	neue	Erkenntnis.	Sozialpolitik,	egal	wel-
chem	normativen	Anspruch	oder	politischem	
Leitbild	–	ob	liberaler,	konservativer,	freiheit-
licher	oder	anderer	Ausprägung	–	sie	sich	ver-
pflichtet	 fühlt,	 muss	 an	 sich	 verändernden	
Umweltbedingungen	 angepasst	 werden,	
wenn	sie	ihre	Aufgabe	erfüllen	soll.	„Welfare	
states	 are	 complex	 systems,	 whose	 goals,	
functions,	 and	 institutions	 change	 over	 time	
[…]	[They	are]	open	systems	caught	up	in	pro-
cesses	of	evolutionary	social	and	economic	re-
configuration”	(Hemerijck	2013:	50).		

Die	 Herausforderungen,	 die	 sich	 für	
den	Sozialstaat	aus	dem	Umweltwandel	erge-
ben,	haben	jedoch	in	den	letzten	Jahrzehnten	
gravierend	 zugenommen.	 So	 kommt	 etwa	
Blanke	(1999:	1)	zu	dem	Schluss:	„Die	erfolg-
reichen	 Handlungskonzepte	 der	 Vergangen-
heit	 scheinen	 zur	 Lösung	 der	 gegenwärtigen	
und	zukünftigen	Probleme	nur	bedingt	 taug-
lich	 zu	 sein.“	Dementsprechend	hat	das	 Sys-
tem	der	sozialen	Sicherung	in	den	letzten	Jah-
ren	erhebliche	Veränderungen	erfahren.	Bei-
spielsweise	 entstand	mit	 der	 Pflegeversiche-
rung	 1995	 neben	 Kranken-,	 Renten-,	 Unfall-	
und	 Arbeitslosenversicherung	 ein	 neuer,	 ei-
genständiger	fünfter	Zweig	der	Sozialversiche-
rung.	 Im	Bereich	der	Alterssicherung	kam	es	
2002	zur	Einführung	der	(privaten)	kapitalge-
deckten	Altersvorsorge	und	mit	der	Gesund-
heitsreform	 2007	 wurde	 das	 neue	 Konzept	
des	 Gesundheitsfonds	 eingeführt.	 Wohl-
fahrtsstaat,	Sozialpolitik	und	 -leistungen	sind	
also	 durch	 Anpassungsversuche	 an	 verän-
derte	Umwelten	und	damit	einen	beständigen	
Um-	und	Anbau	(weniger	einen	oftmals	kon-
statierten	 Rückbau)	 gekennzeichnet.1	 Verän-
derungen	sind	aber	nicht	nur	im	Leistungsbe-
reich	und	dessen	Ausgestaltung	 anzutreffen.	

Argumente,	den	zentralen	Punkt	des	Beitrages	von	Sozi-
alpolitik	 zur	 Staatsverschuldung	 und	 die	 weitgehende	
Erschöpfung	der	Kürzungsmöglichkeiten	in	anderen	Po-
litikfeldern,	werden	auch	von	Schmidt	 (2012:	189f.)	 in	
ähnlicher	Weise	aufgegriffen,	der	sie	als	„Nebenwirkun-
gen	 der	 Sozialpolitik“	 bezeichnet,	 trotz	 allem	 aber	 ein	
„weiterhin	 unterschätztes	 Leistungsprofil“	 konstatiert	
(ebd.:	159).	
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Auch	auf	Seiten	der	wohlfahrtsstaatlichen	Ak-
teure	 –	 der	 Leistungserbringer	 –	 lassen	 sich	
Wandlungsprozesse	konstatieren.			

Akteure	im	neue	Wohlfahrtspluralismus	

Bisher	gingen	Politikwissenschaft	und	Soziolo-
gie	 in	 der	 Sozialpolitik	 von	 einer,	 gegenüber	
der	 politischen	 und	 ökonomischen	 Umwelt,	
„relativ	 autonomen	 […]	 Konfiguration	 von	
Akteuren,	Interessen	und	Machtverhältnissen	
[…],	die	sich	strukturell	als	stabil	erweist“	aus	
(Trampusch	 2006:	 299;	 vgl.	 auch	 dies.	 2009:	
13).	Es	wurden	vielfach	„verfestigte	Verhand-
lungsnetzwerke“	 identifiziert	 (dies.	 2004:	 7).	
Heute	dagegen	ist	die	„Interessenstruktur	[…]	
komplexer,	 vielfältiger,	 flüssiger	 geworden.	
Die	 Akteurskonstellation	 wird	 neu	 struktu-
riert“	(dies.	2006:	317).	Damit	wird	es	auch	im	
Bereich	der	wohlfahrtsstattlichen	Leistungser-
bringung	und	der	sozialen	Dienste	notwendig,	
die	 alten	 und	 neuen	 Akteure	 sowohl	 im	 öf-
fentlichen	Bereich,	im	Dritten	Sektor	als	auch	
der	Privatwirtschaft	 in	den	Blick	 zu	nehmen.	
Schon	1999	mahnte	Blanke	(1999:	7f.)	eine	Er-
weiterung	der	Perspektive	an,	die	alle	Dimen-
sionen	 von	 Sozialpolitik	 einbezieht.	 Er	 ver-
weist	dabei	auf	den	neuen	„Wohlfahrtsplura-
lismus“	 (Evers/	 Olk	 1996)	 oder	 „Wohlfahrts-
mix“.	Neben	den	„alten“	Wohlfahrtsstaat	mit	
seinem	 Sozialversicherungssystem	 tritt	 ein	
„neuer“	 steuerfinanzierte	 Wohlfahrtsstaat	
der	 sozialen	Dienstleistungen.	Mit	 Akteuren,	
die	in	der	personennahen	und	meist	kommu-
nalen,	 wohnortnahen	 Dienstleistungserbrin-
gung	wirken.		

Dahinter	 stehen	 nicht	 zuletzt	 die	 von	
staatlicher	Seite	betriebenen	Liberalisierungs-	
und	 Privatisierungsprozesse.	 Vermarktli-
chung,	De-	und	Re-Regulierung	verändern	so-
zialpolitische	Arrangements.	Der	Wandel	der	
Sozialstaatstätigkeit	führte	in	den	letzten	zwei	
Jahrzehnten	 dazu,	 dass	 „Wohlfahrtsmärkte“	
(Nullmeier	 2004:	 495;	 Blank	 2011:	 11)	 mit	
konkurrierenden	Anbietern	 entstanden.	Dies	
wirkt	sich	auf	die	Ressourcenverteilung	sowie	
Konkurrenz-	und	Konfliktkonstellationen	zwi-
schen	den	Akteuren	aus.	Dabei	verändern	sich	
nicht	 nur	 bestehende	 Akteure.	 Gleichzeitig	

treten	auch	neue	Akteure	auf.	Die	sich	heraus-
bildenden,	neuen	Formen	der	 formellen	und	
informellen	sozialen	Dienstleistungen	müssen	
neben	 den	 etablierten	 Akteuren	 sozialpoliti-
scher	Leistungserbringung	berücksichtigt	wer-
den.	 Diese,	 sich	 im	 Zuge	 neuer	 sozialstaatli-
cher,	wohlfahrtspluralistischer	Arrangements	
wandelnden,	Akteure	und	Akteurskonstellati-
onen	in	der	Wohlfahrtsproduktion	stehen	ei-
nen	interessanten	Forschungsgegenstand	dar.	
Mögliche	Leitfragen	wären	etwa,	welche	Ak-
teure	 in	den	einzelnen	Bereichen	des	Sozial-
staats	 relevant	sind	und	welchen	Beitrag	zur	
Produktion	 wohlfahrtsstaatlicher	 Leistungen	
sie	erbringen.	Oder	die	Frage	danach,	wie	sich	
die	 Akteurskonstellationen,	 die	 Ressourcen-
verteilungen,	 die	 strukturelle,	 funktionale	
Ausgestaltung	der	Akteure	und	die	Beziehun-
gen	zwischen	den	Akteuren	im	Zuge	des	Sozi-
alstaatswandels	verändert	haben.	

Es	müsste	das	gesamte	Feld	sozialpoli-
tischer	Leistungserbringer	in	den	Blick	genom-
men	werden:	Von	den	öffentlichen	Sozialleis-
tungsträgern	 über	 die	 Wohlfahrtsverbände	
und	privaten	Dienstleister	bis	hin	zu	freiberuf-
lich	 tätigen	 Sozialberufen,	 den	 Hilfsdiensten	
sowie	 Ehrenamts-	 und	 Selbsthilfestrukturen.	
So	ließen	sich	die	Akteure	und	Akteurskonstel-
lationen	 sowie	 deren	 Wandel	 in	 den	 unter-
schiedlichen	 Teilbereichen	 des	 Sozialstaates	
systematisieren.	

Zur	weiteren	Einordnung	

Mit	dem	Wandel	des	Sozialstaates	und	neue	
sozialpolitische	Konzepte	 reagiert	 der	 Sozial-
staat	auf	die	unterschiedlichen	Umweltverän-
derungen	die	neue	soziale	Problemfelder	und	
-lagen	 aufwerfen	 und	 damit	 die	 sozialen	 Si-
cherungssysteme	durch	neue	Risiken	heraus-
fordern.	Die	Individualisierung	und	die	Plurali-
sierung	 von	 Lebensentwürfen	 und	 Werten	
verändern	den	Stellenwert,	die	Lösungskom-
petenz	 und	 die	 Unterstützungsfähigkeit	 der	
Familie.	Der	demographische	Wandel	zieht	er-
höhte	Kosten	in	der	Alterssicherung	nach	sich	
und	wirft	die	Frage	nach	einer	alterns-	und	al-
tersgerechten	Beschäftigung	auf.	Er	trägt	aber	
auch	 zum	 Fachkräftemangel	 bei.	 Migration	
bietet	hier	nicht	nur	Chancen,	sondern	stellt	in	
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den	 letzten	 Jahren	 auch	 vermehrt	 die	 Frage	
nach	 Inklusions-	 und	 Exklusionstendenzen.	
Gleichzeitig	 entzieht	 der	 Geburtenrückgang	
schon	heute	einen	Teil	der	zukünftigen	Finan-
zierungsgrundlage	der	sozialen	Sicherungssys-
teme.	 Die	 Entwicklungen	 auf	 dem	 Arbeits-
markt	tut	ihr	übriges,	um	den	Sozialstaat	unter	
Druck	zu	setzen.		

Mit	dem	Übergang	von	der	 Industrie-	
zur	Dienstleistungs-	und	Wissensgesellschaft,	
der	zunehmenden	Frauenerwerbstätigkeit	so-
wie	der	Ausweitung	von	Teilzeit-,	geringfügi-
ger	 und	prekärer	Beschäftigung	 erodiert	 das	
sozialversicherungspflichtigen	Normalarbeits-
verhältnis	stetig.	Auf	diesem	basiert	der	Sozi-
alversicherungsstaat	 bismarckscher	 Prägung	
jedoch	 wesentlich.2	 Mit	 Globalisierung	 und	
Europäisierung	 gehen	 Standortkonkurrenz	
und	die	Debatte	um	zu	hohe	Lohnnebenkos-
ten	einher.	Vor	dem	Hintergrund	der	prekären	
Haushaltslage	 von	 Bund,	 Ländern	 und	 Kom-
munen	 versucht	 der	 Staat	 die	 sozialstaatli-
chen	Leistungen	sowie	deren	Erbringung	effi-
zienter	und	kostengünstiger	zu	gestalten.	Da-
mit	stellen	sich	gleichzeitig	neue	Erwartungen	
an	 Selbsthilfeorganisationen,	 öffentlich	 und	
zivilgesellschaftliche	 Akteure	 sowie	 privat-
wirtschaftliche	Dienstleister.	

Die	Staatsausgaben	im	Jahre	2011	um-
fassten	 45,6	 Prozent	 des	 Bruttoinlandspro-
duktes	(Staatsquote).3	Einen	hohen	Anteil	da-
ran	hatte	die	Sozialstaatstätigkeit.4	Auf	die	So-
zialversicherungen	entfielen	42,3	Prozent	der	
Staatsausgaben	 (BMF	2012).	Der	Stellenwert	
der	 sozialen	 Sicherungssysteme	 zeigt	 sich	
auch	am	Sozialbudget.	Dieses	beziffert	die	ge-
samten	 Sozialleistungen	 der	 Bundesregie-
rung.	 Das	 Budget	 lag	 2010	 bei	 760,6	 Mrd.	

																																																								
2	Blanke	(1999:	2)	weist	daher	darauf	hin,	dass	diese	Ent-
wicklungen	nicht	an	sich	zwingend	zu	sozialpolitischen	
Problemen	führen,	sondern	vor	allem	vermittelt	durch	
die	 „Strukturen	und	Funktionsmechanismen	des	deut-
schen	Sozialversicherungsstaats.“		
3	 Im	Vergleich	 zu	den	1990er	 Jahren	mit	 einer	 Staats-
quote	von	48	Prozent	ist	eine	(gewollte)	Absenkung	zu	
erkennen	(BMF	2012).	
4	 Im	europäischen	Vergleich	 lag	Deutschland	2009	mit	
einer	Sozialausgabenquote	von	31,4	Prozent	des	BIP	nur	
hinter	 Dänemark	 (33,4%),	 Frankreich	 (33,1%),	 Schwe-
den	(32,1%)	und	den	Niederlanden	(31,6%).	Bei	den	Pro-

Euro.	 Damit	 betrug	 die	 Sozialleistungsquote,	
der	 Anteil	 des	 Sozialbudgets	 am	 Bruttoin-
landsprodukt,	30,4	Prozent.5	Den	größten	An-
teil	 machten	 die	 Rentenversicherung	 mit	
253,7	Mrd.	Euro	(33,4	Prozent)	und	die	Kran-
kenversicherung	mit	174	Mrd.	Euro	(22,9	Pro-
zent)	aus	(BMAS	2011:	7f.).	Auch	im	Bundes-
haushalt	 nimmt	 die	 soziale	 Sicherheit	 den	
größten	Posten	ein.	2011	entfielen	49,4	Pro-
zent	(143,2	Mrd.	Euro)	auf	Sozialleistungsaus-
gaben.	Drunter	56,7	Prozent	 für	die	Renten-
versicherung	 und	 27	 Prozent	 für	 Arbeits-
marktausgaben,	als	die	anteilig	umfangreichs-
ten	Ausgabenbereiche	(BMF	2007:	9,	12).		

Als	strategische	Antworten	auf	die	Fi-
nanzierungsprobleme	 und	 die	 Leistungskos-
ten	werden	ein	schlanker	Staat	(lean	manage-
ment)	 und	 aus	 der	 freien	 Wirtschaft	 stam-
mende	Steuerungskonzepte	(New	Public	Ma-
nagement)	propagiert.	Damit	 verändern	 sich	
die	 den	 „Rheinischen	 Kapitalismus“	 (Albert	
1992)	 prägenden	 Steuerungs-	 und	 Regulati-
onsmodi.	 Dieser	 Wandel	 der	 Staatstätigkeit	
führt	 seit	 den	 1990er	 Jahren6	 nicht	 zuletzt	
auch	 in	 Bereichen	 der	 Daseinsfürsorge,	 wie	
dem	Krankenhausbereich,	 zu	 Liberalisierung,	
zur	Einführung	von	Wettbewerb	und	Privati-
sierung.	 Staatsentlastung	 erfolgt	 durch	 die	
„Delegation	 von	 Entscheidungskompetenzen	
an	 den	 Markt“	 und	 „Marktkonstituierung“	
(Rehder	2009:	269).	Blanke	(1999)	spricht	vom	
Wandel	des	Sozialstaates	von	Sozialversiche-
rungsstaat	zum	sozialen	Dienstleistungsstaat.	
Zum	einen	wird	mit	dem	Übergang	vom	für-
sorgeorientierten	 zum	 aktivierenden	 Sozial-
staat	eine	stärkere	Eigenverantwortung7	und	-
vorsorge	betont.	Zum	anderen	sollen	auf	den	

Kopf-Ausgaben	lag	Deutschland	gleichwohl	nur	an	10ter	
Stelle	(Eurostat	2009).	
5	 Die	 Sozialleistungsquote	 liegt	 seit	 Mitte	 der	 1990er	
Jahren	 relativ	 stabil	 bei	 um	 die	 30	 Prozent;	 in	 den	
1980er	Jahren	bei	knapp	26	Prozent	(BMAS	2011).	
6	Bereits	 seit	den	1980er	 Jahren	waren	etwa	 im	 Infra-
strukturbereich	Märkte	 liberalisiert	 worden	 (Telekom-
munikation,	Strom,	Gas,	Eisenbahn,	Luftverkehr).	
7	Nullmeier	(2006:	176)	erkennt	in	der	Eigenverantwor-
tung	den	Übergang	von	einer	 „imaginierte[n]	oder	 re-
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Wohlfahrtsmärkten	Angebot	und	Nachfrage8	
nach	sozialen	Gütern	und	Dienstleistungen	zu	
effizienteren,	 effektiveren	 und	 kostengünsti-
geren	Lösungen	führen.	Es	bildet	sich	folglich	
eine	 neue	 Rollenverteilung	 zwischen	 Staat,	
Markt	und	drittem	Sektor	heraus.		

Im	Ergebnis	kommt	es	nicht	generell	zu	
einem	Abbau	sozialer	Leistungen.	Ein	sozialer	
Gewährleistungsstaat	sollte	gerade	sicherstel-
len,	dass,	trotz	unter	Marktbedingungen	pro-
duzierter	 und	 angebotener	 Wohlfahrtsleis-
tungen,	weiterhin	unabhängig	von	individuel-
len	 ökonomischen	 Verhältnissen	 das	 Recht	
auf	ein	bestimmtes	Niveau	sozialer	Leistungen	
gewahrt	 bleibt.	 Der	Umbau	des	 Sozialstaats,	
Liberalisierung	 sowie	 die	 Übertragung	 der	
Ausführungskompetenz	auf	Akteure	des	drit-
ten	 Sektors	 und	 der	 Privatwirtschaft,	 führt	
aber	auch	nicht	 zwingend	zu	einer	qualitativ	
besseren	Leistungserbringung,	mehr	Effizienz	
und	Effektivität,	 sondern	 auch	 zu	Konzepten	
die	sich	an	dem	Leitbild	„billiger	statt	besser“	
orientieren.	Damit	verändert	sich	nicht	nur	die	
Ausgestaltung	der	wohlfahrtsstaatlichen	Leis-
tungen.		

Gleichzeitig	unterscheiden	sich	die	Ak-
teurskonstellationen	 zwischen	 öffentlichen,	
freigemeinnützigen	 und	 privaten	 Anbietern	
und	Leistungserbringern	sowie	das	Verhältnis	
der	Akteure	untereinander	bzw.	zum	Staat	in	

																																																								
ale[n]	Fremdbestimmung	durch	Politik“	zu	einem	„Über-
antworten	an	die	Marktökonomie“,	wodurch	es	zu	einer	
erneuten	Fremdbestimmung	käme.	
8	 Dass	 neben	 Fragen	 der	 Transparenz	 der	 Angebote	
auch	der	Anspruch	an	die	Nachfrager,	den	Konsumen-
ten	bzw.	Leistungsbezieher	steigt	(Eigenverantwortung,	
Marktlogisches	Denken:	 kritische	und	 informierte	Ver-
braucher)	 weisen	 etwa	 Nullmeier	 (2004:	 497f.)	 und	
Blank	(2011)	hin.	
9	2009	gab	es	11.634	Pflegeheime	mit	845.007	Plätzen	
und	 621.392	 Beschäftigten.	 Hier	 nahmen	 freigemein-
nützig	(mit	54,8	%)	und	privat	(mit	39,9	%)	Einrichtungen	
den	größten	Stellenwert	ein.		Ebenso	bei	den	weiteren	
268.891	Beschäftigte	in	der	ambulanten	Pflege		(50,2%	
privat;	48,2%	freigemeinnützig).	Bei	den	2.064	Kranken-
häuser	mit	502.749	Betten	und	1,11	Mio.	Beschäftigten		
(2010)	dagegen,	verteilen	sich	die	Träger	der	Einrichtun-
gen	 relativ	 gleichmäßig	 (32,9%	 privat;	 36,6%	 freige-
meinnützig;	30,5%	öffentlich).	Bei	den	1.237	Vorsorge-	
und	 Rehabilitationseinrichtungen	 mit	 171.724	 Betten	
und	119.747	Beschäftigen	wiederum	dominiert	der	pri-
vate	 Sektor	 (mit	 56,1%	 privat;	 26%	 freigemeinnützig;	

den	unterschiedlichen	Teilbereichen	der	Sozi-
alpolitik	 zum	 Teil	 erheblich.	 Die	Wohlfahrts-
produktion	kann	vollständig	an	Drittsektor-	o-
der	private	Akteure	übertragen	werden	(ma-
terielle	Privatisierung).	Ebenso	ist	es	möglich,	
dass	 zwar	 die	 Leistungserbringung	 an	 diese	
abgetreten	wird,	die	Verantwortung	aber	wei-
terhin	 in	 staatlicher	Hand	 verbleibt	 (funktio-
nale	 Privatisierung).	Weiterhin	 sind	Bereiche	
anzutreffen,	in	denen	öffentliche	Träger	nach	
wie	vor	die	maßgeblichen	Akteure	sind,	diese	
jedoch	 in	 privatrechtliche	 Struktur	 (formelle	
Privatisierung)	 überführt	 wurden.9	 Darüber	
hinaus	 lassen	 sich	 unterschiedliche	 Wettbe-
werbskonstellationen	 zwischen	 asymmetri-
schen	(GKV	/	PKV)	und	symmetrischen	Märk-
ten	konstatieren	(vgl.	Nullmeier	2004:	495f.).	
Damit	werden	die	Akteure	vor	unterschiedli-
che,	 neue	Aufgaben	und	Herausforderungen	
gestellt.	Deren	Position	ist	dabei	durch	dispa-
rate	 Ressourcen-	 und	 Machtverteilung,	 Zu-
gängen/Zugangsmöglichkeiten	 sowie	 Organi-
sationsfähigkeit	gekennzeichnet.	Dies	betrifft	
kollektive	wie	individuelle	Akteure.		

Mehr	als	ein	Achtel	(5	Mio.	von	insge-
samt	39.	Mio.)	aller	Erwerbstätigen	ist	 in	Be-
rufsfeldern	anzutreffen,	die	eng	mit	den	sozi-
alstaatlichen	Leistungen	verknüpft	sind.10	Sie	
sind	 diejenigen,	 die	maßgeblich	 die	mit	 den	

17,9%	öffentlich).	Von	den	51.484	Tageseinrichtungen	
für	Kinder	zwischen	0	und	14	Jahren	befanden	sich	nur	
33%	 in	 öffentlicher	 Trägerschaft.	 Dagegen	 waren	 von	
11,5	Mio.	Schülern	(2010)	an	34.486	allgemeinbildende	
und	8.868	beruflichen	Schulen	mit	fast	800.000	voll-	und	
teilzeitbeschäftigte	Lehrkräften,	nur	8,4	Prozent	auf	pri-
vaten	Schulen	(Gesundheitsberichterstattung	des	Bun-
des;	Statistisches	Bundesamt	2011).	
10	In	den	sozialen	Berufen	(Sozialarbeiter	und	-pädago-
gen,	Heilpädagogen,	Erzieher,	Alten-,	Kinder-,	Familien-	
und	 Heilerziehungspfleger,	 Arbeitsberater	 und	 Sons-
tige)	fanden	sich	2010	insgesamt	1,78	Mio.	Beschäftigte,	
darunter	 83,7	 Prozent	 Frauen.	 Aus	 den	 Gesundheits-
diensten	 kamen	 2,12	 Mio.	 Beschäftigte	 (ohne	 die	
436.000	Ärzte	und	Zahnärzte),	darunter	allein	1,02	Mio.	
Krankenpfleger,	 Hebammen	 und	 Krankenpflegehelfer.	
Auf	 den	 Bildungsbereich	 entfielen	 2010	 weitere	
865.000	 Lehrer	 an	 Grund-,	 Haupt-,	 Real-	 und	 Sonder-
schulen	sowie	Gymnasien	und	berufsbildenden	Schulen.	
Hinzu	 kamen	 130.000	 Hochschullehrer	 (Mikrozensus	
2011).	
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sozialpolitischen	Aufgaben	verbundenen	per-
sonennahen	 Tätigkeiten	 ausführen.	 Deren	
Möglichkeiten	 zur	 kollektiven	 Organisation	
und	gemeinsamen	Interessenartikulation	vari-
ieren	 jedoch	 erheblich.11	 Während	 sich	 ein-
zelne	Berufsgruppen	flächendeckend,	mit	ho-
hen	 Organisationsgraden	 und	 großer	 Veto-
macht	in	Berufsverbänden	und	Gewerkschaf-
ten	 organisieren	 und	 engagieren	 (wie	 die	
Ärzte	 in	Marburger	 Bund,	 Hartmannbund	 o-
der	Hausärzteverbände;	oder	die	Lehrer	in	der	
GEW	 und	 dem	 Deutschen	 Philologenver-
band),	findet	in	anderen	Bereichen	eine	allen-
falls	bescheidene	Organisation	statt.	So	verfü-
gen	 etwa	 die	 Kranken-	 und	 Altenpflege	 nur	
über	geringe	Organisationsgrade.	Gleichzeitig	
sind	die	berufsverbandlichen	Strukturen	nicht	
nur	zwischen	den	beiden	Berufsgruppen,	son-
dern	auch	innerhalb	der	Gruppen	ausdifferen-
ziert.	Vor	allem	im	Bereich	neuer	Wohlfahrts-
staatlichkeit	 zeigt	 es	 sich,	 dass	 Interessen-
gruppen	bisher	 eher	 schwach	 vertreten	 sind	
oder	 sich	 noch	nicht	 herausgebildet	 haben	 -	
im	Gegensatz	zum	alten	Wohlfahrtsstaat	mit	
korporatistischen	 Politikformen	 (vgl.	 Schro-
eder/Paquet	2009).	

Stand	der	Forschung	

Es	gibt	nicht	wenige	Studien,	die	sich	mit	der	
Entwicklung	oder	dem	Aufbau	der	sozialen	Si-
cherungssysteme	 in	 Deutschland	 beschäfti-
gen	(Schmidt	2005;	Boeckh	et	al.	2006;	Leib-
fried/	Wagschal	2000,	Schmidt	et	al.	2007,	ein-
führend,	 aus	 soziologischer	 Perspektive	 zu-
letzt	etwa	Lessenich	2012).	In	der	Politikfelda-
nalyse	 der	 Sozialpolitik	 sind	 im	 Bereich	 der	
Verbändeforschung	 insbesondere	 Studien	 zu	
nennen,	die	sich	auf	korporatistische	Struktu-
ren	 (Sozialpartner,	 verbandliche	 Selbstregu-
lierung,	Selbstverwaltung)	und	deren	Wandel	
beziehen	(Winter	2004;	Streeck	2006).		

																																																								
11	Mit	Bezug	auf	die	handelnden	Akteure	stellt	sich	dabei	
auch	 die	 Frage	 nach	 deren	 Wirkung(sfähigkeit)	 unter	
Qualitätsgesichtspunkten.	Inwieweit	unterscheidet	sich	
die	Fähigkeit	verschiedener	Akteure,	das	von	ihnen	er-
wartete	Spektrum	an	wohlfahrtsstaatlichen	Leistungen	
zu	erbringen?		
12	 Anstelle	 korporatistischer	 Strukturen	 treten	 stärker	
zentralisierte	 und	 vermarktlichte	 (Steuerungs)Struktu-
ren	 (vgl.	 bspw.	 Klenk	 2012:	 105).	 Sozialstaatstätigkeit	

Einen	weiteren	Schwerpunkt	bildet	die	
international	 vergleichende	 Wohlfahrts-
staatsforschung.	Sie	zielt	etwa	auf	die	Identifi-
kation	 unterschiedlicher	 Typen	 von	 Wohl-
fahrtsstaaten	 (Esping-Andersen	 1990)	 oder	
vergleicht	die	Bedingungen,	Akteurskonstella-
tionen	 und	 Einflusslogiken	 bei	 wohlfahrts-
staatlichen	 Reformen	 (etwa	 Häusermann	
2010	zu	Rentenreformen).	Einen	Schwerpunkt	
bildet	 der	 Vergleich	 von	 Unterschieden	 und	
Gemeinsamkeiten	in	der	institutionellen	Aus-
gestaltung	sowie	des	Leistungsprofils	von	So-
zialstaatlichkeit	 (Hemerijck	 2013;	 Schmid	
2010;	Lessenich/	Ostner	1998).	Ziel	dieser	em-
pirisch	 (quantitativ)	 vergleichenden	Staatstä-
tigkeitsforschung	ist	es,	das	Zustandekommen	
ähnlicher	oder	differenter	Sozialstaatskonzep-
tionen	zu	erklären.	Mit	den	sechs	unterschied-
lichen	 theoretischen	 (Heidelberger)Schulen	
(sozio-ökonomisch,	Machtressourcen,	Partei-
endifferenz,	 politisch-institutionell,	 internati-
onalisiert,	 politische	 Erblast;	 vgl.	 bspw.	
Schmidt/	Ostheim	2007:	116f.)	sind,	wenn	sie	
gemeinsam	 herangezogen	 werden,	 Unter-
schiede	in	den	Sozialausgaben	weitestgehend	
vollständig	 zu	 erklären	 (Zohlnhöfer	 2008:	
166).		

Auch	die	Frage	der	Auswirkungen	auf	
die	 Einflussmöglichkeiten	 von	Akteuren	wird	
untersucht	 (vgl.	 etwa	 für	 gewerkschaftliche	
Dachverbände	Schulze	2012).	So	sind	etwa	die	
Gewerkschaften	mit	Konkurrenz	durch	andere	
Akteure	im	Feld	der	sozialpolitischen	Interes-
senvertretung	und	eine	Erosion	ihrer	korpora-
tistisch	 institutionalisierten	Stellung	konfron-
tiert	(vgl.	bspw.	Klenk	et	al.	2012).12	Die	grund-
legenden	 Veränderungen	 der	 sozialpoliti-
schen	 Strukturen	 schwächen	 letztlich	 deren	
Vetofähigkeit	 (vgl.	 Trampusch	 2006:	 307).13	

wird	einerseits	zentralisiert	(staatliche	Leitung/Kontrolle	
–	New	Public	Management),	gleichzeitig	aber	auch	ver-
marktlicht	 (Liberalisierung,	 Etablierung	 von	 Wettbe-
werb;	 Effizienz-/Effektivitätsorientiert	 –	 schlanker	
Staat).	
13	Auch	Wiß	(2011:	266)	kommt	 in	eine	Studie	zur	Re-
form	der	Rentenversicherung	zu	dem	Schluss,	dass	Ge-
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Deutlich	wird	die	Input-	beziehungswiese	po-
licy-making-Orientierung	 der	 Forschung.	 Die	
Frage	 nach	 Interessenvertretung,	 Mächtig-
keit,	Durchsetzungsfähigkeit	und	dem	Zustan-
dekommen	 wohlfahrtsstaatlicher	 Arrange-
ments	zielt	auf	die	Politics-Dimension	ab.	Of-
fen	bleibt	die	output-	beziehungsweise	policy-
implementation-orientierte	 Frage	 nach	 der	
Wirkung	der	Policies:	nicht	auf	die	Leistungs-
bezieher,	 sondern	 insbesondere	 die	 Leis-
tungserbringer.		

Wie	wirkt	sich	der	Wandel	der	Sozial-
staatstätigkeit	und	der	Wohlfahrtskonstellati-
onen	 auf	 die	 Akteure	 aus,	 die	 diese	 verän-
derte	 Ausgestaltung	 sozialpolitischer	 Leis-
tungserbringung	 umsetzen	 (müssen)?	 Diese	
Frage	 stellt	 sich	 insbesondere	 auch	 vor	 dem	
Hintergrund	einer	konstatierten	„Asymmetrie	
des	 verbandlichen	 Einflusses	 zwischen	 den	
Phasen	der	Politikproduktion	und	der	Politik-
implementation“	 (Rehder	 2009:	 271).	 Wäh-
rend	der	Staat	unilateral	oder	nur	unter	Hin-
zuziehung	weniger	 Einzelakteure	 das	 Politik-
feld	Sozialpolitik	umgestaltet,	wird	die	Umset-
zung	der	getroffenen	Entscheidungen	in	Form	
der	 Leistungserbringung	 an	 die	 (sehr	 unter-
schiedlichen)	Akteure	delegiert.	

Eine	 vollständige	 Landkarte	 der	 rele-
vanten	 sozialstaatlichen	 Akteure	 existiert	
nicht.	Zumeist	werden	einzelne	Teilbereichen	
in	den	Blick	genommen	(etwa	die	Seniorenpo-
litik:	Schroeder/	Munimus/	Rüdt	2008,	2010;	
die	 kommunale	 Sozialpolitik:	 Dahme/	Wohl-
fahrt	2011;	oder	konkrete	Gesetzgebungsver-
fahren	 wie	 die	 Gesundheitsreform	 2007:	
Schroeder/	Paquet	2009).	Der	Fokus	muss	je-
doch	über	einzelne	Sektoren	und	Teilbereiche	
sozialer	 Leistungen	 hinausgehen.	 Eine	 Be-
schränkung	etwa	auf	Arbeitsmarkt,	Bildung	o-
der	Gesundheit	ist	insofern	unzureichend,	da	
„Interdependenzen	 zwischen	 unterschiedli-
chen	Teilsystemen	bei	Reformen	berücksich-
tigt	werden	[müssen].	Denn	der	Wandel	von	
Institutionen	 in	 einem	 bestimmten	 Bereich	
von	 Sozialstaatlichkeit	 wird	 folglich	 auch	 Ef-

																																																								
werkschaften	und	Arbeitgeberverbände	 auf	 der	 politi-
schen	Ebene	wenig	Einfluss	auf	den	Reformprozess	neh-
men	konnten.	

fekte	in	anderen	Bereichen	produzieren“	(Bo-
gedan	 2011:	 660).	 Einen	 ersten	 Zugriff	 auf	
eine	größere	Bandbreite	an	Akteure,	Organi-
sationen	 und	 Konstellationen	 im	 sozialpoliti-
schen	Bereich	ermöglichte	von	Winter	(1997)	
mit	 seiner	 Habilitation.	 Es	 fehlen	 bislang	 je-
doch	Untersuchungen	über	die	Auswirkungen	
sozialstaatlicher	 Reformen	 sowie	 des	 Aus-,	
Um-,	 Auf-	 und	 Abbaus	 sozialpolitischer	 Leis-
tungen	und	(Steuerungs-)Instrumente	auf	die	
handelnden	Akteure.	Auch	hier	fanden	bisher	
nur	 vereinzelt	 bereichsspezifische	 Analysen	
statt	(etwa	zur	Frage	der	Dienstleistungsstruk-
turen	in	der	Sozialen	Arbeit;	Langer	2007).	Die	
systematische	 Betrachtung	 der	 gesamte	 Ak-
teurslandschaft	aus	alten	und	neuen	Akteuren	
im	 Kontext	 veränderter	 Sozialstaatstätigkeit	
bleibt	eine		Leerstelle.		
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